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Teil 1 

Einleitung 

A. Einführung in die Problematik 

Bereits vor mehr als einem Jahrzehnt sprach Sieber von der Notwendigkeit 
einer Informationsethik und unternahm den Versuch, ein Informationsrecht als 
eigenständiges Rechtsgebiet zu etablieren. I Sieht man darin die Summe der 
rechtlichen Normen, die sich mit der Information beschäftigen - vor allem unter 
dem Gesichtspunkt ihrer Verarbeitung durch moderne Informationstechniken -
und die insbesondere die Zuordnung und Verteilung des Wirtschafts-, Kultur-
und Verfassungsgutes Information sowie dessen Gefährdungspotential betreffen,2 
kann die vorliegende Arbeit als informationsrechtliche Abhandlung bezeichnet 
werden. 

Im Mittelpunkt der Arbeit stehen moderne Individualkommunikationstechniken, 
kommerzielle Kommunikation und vor allem das allgemeine Persönlichkeitsrecht. 
Letzteres hat in der Vergangenheit zumeist unter der Rubrik von Medieneingriffen 
in das Privatleben Prominenter einen über juristische Fachkreise hinausreichenden 
Bekanntheitsgrad erfahren und gewisse ethische Aspekte über den Umgang mit per-
sönlichen Informationen in ein rechtliches Gewand gekleidet. Ansatzpunkt der vor-
liegenden Arbeit stellt jedoch nicht das "persönlichkeitsrechtliche Leid" von Prin-
zessin Caroline von Monaco und anderer bekannter Personen der Zeitgeschichte dar. 
Sie will keinen weiteren Beitrag zu der hierzu schon vorhandenen, fast unerschöpf-
lichen Literatur leisten, die sich mit dem Eindringen der Medien, insbesondere der 
Presse in die Privatsphäre jener Menschen beschäftigt? In der hier aufgeworfenen 
Fragestellung geht es nicht darum, in die Privatsphäre einzudringen, um persönliche 
Informationen nach außen zu tragen und der Öffentlichkeit preiszugeben (im folgen-

I NJW 1989, 2569 ff. (der Beitrag war Teil der Antrittsvorlesung des Verfassers an der 
Universität Bayreuth). 

2 Sieber, NJW 1984,2569,2574; vgl. auch Langer, Informationsfreiheit, S. 21: "Informa-
tionsordnung"; Ehmann, AcP 188 (1988), 230, 237; zum Begriff "Informationsrecht" aus-
führlich Mayer-Schönberger, Information und Recht, S. 8 ff., 19 ff. 

3 Guter Überblick zu dieser Thematik bei Soehring / Seelmann-Eggbert, NJW 2000, 
2466 ff.; des Weiteren Prinz, NJW 1995, 817 ff.; Seitz, NJW 1996,2848 ff.; Steffen, NJW 
1997, 10 ff.; aus jüngerer Zeit auch die Arbeiten von Klein, Sensationspresse; von Holleben, 
Geldersatz; Börger, Presseveröffentlichungen; Guha, Person der Zeitgeschichte; Seemann, 
Prominenz als Eigentum; diese Abhandlungen beschäftigen sich aber hauptsächlich mit 
"massenmedialen Persönlichkeitsverletzungen", vgl. Wanckel, Persönlichkeitsschutz, S. 277. 
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den als "klassische Fälle" bezeichnet).4 Analysiert werden soll vielmehr der umge-
kehrte Fall, in dem Informationen unverlangt und mit kommerziellem Hintergrund 
in eine persönliche Sphäre eingebracht werden. Die dadurch für den zumeist nicht 
prominenten Einzelnen entstehenden Gefahren und Belästigungen bilden die Exis-
tenzgrundlage für die hier vorliegende Untersuchung. 

Die Entwicklung dieser Fallgruppe steht in untrennbarem Zusammenhang mit 
der Entwicklung der heutigen Gesellschaft in Richtung einer Informations- und 
Kommunikationsgesellschaft. 5 Mit diesem Schlagwort wird oft die derzeitige ge-
sellschaftliche Entwicklungsphase beschrieben. Kommunikation und Informations-
austausch erleben einen bisher nicht bekannten Stellenwert, gleich ob im Privat-
oder im Geschäftsbereich. Der Einzelne ist dadurch mehr denn je Adressat vielfäl-
tigster Informationen, die ihn durch die unterschiedlichsten Medien erreichen. 
Zum Teil handelt es sich dabei um Information, die gar nicht erwünscht ist und 
den Einzelnen unverlangt erreicht. 

Ein Grund für diesen Informationsboom ist insbesondere das Internet.6 Wie kein 
anderes Medium ermöglicht es innerhalb seiner verschiedenen Dienste den Infor-
mationsfluss. Vor allem die Kommunikation durch E-Mail ist für Viele ein ein-
faches, schnelles und kostengünstiges Mittel zum globalen Austausch von Text-, 
Bild- oder Toninformationen. Im geschäftlichen Bereich hat sich E-Mail-Korres-
pondenz zu einem festen und unverzichtbaren Element der Kommunikation ent-
wickelt. Kein Unternehmen will es sich heute leisten, nicht per E-Mail erreichbar 
zu sein. Entsprechendes gilt aber auch für den Privatbereich. Hier ist insbesondere 
durch die Zunahme von sogenannten Freemail-Diensten7 die Anzahl der privaten 
E-Mail-Accounts rapide gestiegen. Jedoch auch schon "altbewährte" Medien wie 
das Telefon erleben durch die fortschreitende europäische Marktliberalisierung 
und die damit zusammenhängenden stark fallenden Verbindungsentgelte eine Art 
Renaissance.8 Dies gilt insbesondere für die sogenannte Festnetztelefonie. Darüber 
hinaus hat sich aber auch durch die Zunahme von Mobilfunkdienstleistungen das 
Kommunikationsverhalten in der Gesellschaft wesentlich verändert.9 Erwähnt sei 

4 Diese Problematik um "personenbezogene Informationen" war auch Schwerpunkt in der 
Auseinandersetzung um eine Informationsordnung, vgl. Ehmann, AcP 188 (1988), 230 ff. 

5 V gl. http://europa.eu.int/ comm / dg 10 / publications / brochures / move / infoeduc / infso / 
txCde.html. 

6 Vgl. zum Begriff "Internet" die Definition der FNC (Federal Network Council)-Resolu-
tion v. 24. 10. 1995, abgedruckt bei Koch, Internetrecht, S. 548. 

7 So z. B. GMX (www.gmx.de). Hotmail (www.hotmail.com), YahooMail (www.ya-
hoo.de), Web.de (www.web.de); vgl. Übersicht in ct, Magazin für Computertechnik, Heft 
11/2000 S. 140 ff. 

8 Einen Überblick gibt der Halbjahresbericht 2000 der Regulierungsbehörde für Post und 
Telekommunikation (RegTP) auf S. 9 ff., www.regtp.de/imperia / md / content / aktuelles / 
lO.pdf. Allein die Steigerung des telefonischen Festnetzverkehrs zwischen 1997 und 2000 
wird mit 50 Prozent prognostiziert. 

9 Ende 1999 gab es in der BRD 23,47 Mio. Mobilfunkteilnehmer, die Prognose für Ende 
2000 lag bei 48 Mio., vgl. Jahresbericht RegTP a. a. O. S. 23. 
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an dieser Stelle insbesondere die Möglichkeit der Übermittlung sogenannter Kurz-
nachrichten (SMS).1O 

Folge dieser Entwicklung ist, dass neben den bislang schon etablierten Werbe-
methoden Marketingfachleute diese teilweise neuen Techniken - durch die stark 
wachsende Anzahl von E-Mail-Adressen vor allem die elektronische Post - als 
geeignetes Mittel für Werbung im weitesten Sinne entdeckenY Insbesondere die 
geringen Kosten machen diese Form des Direktmarketing für den Werbenden inte-
ressant. Mittlerweile erreichen jedoch den E-Mail-Nutzer mehr unerwünschte Wer-
be-E-Mails als erwünschte persönliche oder geschäftliche elektronische Post. Ne-
ben massiven Störungen in den zugrunde liegenden Netzen - zu nennen sei hier 
beispielsweise die Überlastung von E-Mail-Empfangserver - kommt es zu einer 
nicht unerheblichen Belästigung des Empfängers. 12 Aufgrund ihrer aktuellen Bri-
sanz ist diese Marketingform hervorragend geeignet, um das Problem der unver-
langten kommerziellen Kommunikation darzustellen. Sie bildet gewissermaßen ei-
nen roten Faden durch die Arbeit und genießt im Umfang ihrer Bearbeitung beson-
deres Gewicht. 

Zur Begegnung jener soeben aufgezeigten Gefahren hat sich eine restriktive na-
tionale Rechtsprechung bezüglich E-Mail-Werbung herausgebildet, die sich an die 
schon bestehende Rechtsprechung zu anderen Direktmarketingmethoden wie Tele-
fon-, Fax-, Telex- oder Btx-Werbung anlehnt und zumeist auf § 1 UWG basiert. 
Ein Großteil der Literatur stimmt dieser restriktiven Ansicht vor dem Hintergrund 
einer fehlenden ausdrücklichen nationalen gesetzlichen Regelung zu. Zu dieser be-
grüßenswerten Tendenz ist anzumerken, dass das Medium Internet und die entspre-
chenden Netzstrukturen im Rahmen ihres Wachstums bisher mit wenigen gesetz-
lichen Regelungen auskamen. Der Netzgemeinde war viel erlaubt und wenig ver-
botenY Jedoch zeigt sich gerade am Beispiel der E-Mail-Werbung, dass insoweit 
gerade Regelungen angebracht sind, als es darum geht, ein weiteres Wachstum und 
eine weitere Verbreitung nicht zu unterbinden. Das reibungslose Funktionieren der 
interaktiven Netze darf durch derartige Erscheinungen nicht beeinträchtigt wer-
den.14 Es ist der Gefahr entgegenzutreten, dass ein E-Mail-Nutzer.privat wie ge-

10 Hierbei handelt es sich um den sog. "short message service". Grundlage dieses Dienstes 
ist, dass den Teilnehmer Textmittelungen erreichen, die er auf seinem Handy lesen kann. 
Erstellt werden kann eine SMS z. B. mit der Handy tastatur oder per Computer. In beiden 
Fällen ist es dann möglich, die einmal erstellte Nachricht an eine Vielzahl von ausgewählten 
Telefonnummern zu senden. Obgleich der genaugenommen fehlerhaften Übersetzung, soll 
im folgenden von der SMS (Nachricht) gesprochen werden. 

11 Vgl. Schmid, Telefonwerbung, S. 3, der gerade in der Vielfältigkeit der Telekommunika-
tionsmethoden den besonderen Reiz für die Werbebranche sieht. 

12 Hinzu kommen erhöhte Downloadzeiten, das Setzen von Rechnern, von denen aus Wer-
bemails verschickt werden, auf sogenannte schwarze Listen oder "Mai I Bomben Angriffe" 
gegen die Versender, vgl. Koch, Internetrecht, S 45. 

13 Schwarze in: Schwarze (Hrsg.), S. 9 spricht vom anarchischen Internet. 
14 Vgl. Erwägungsgrund 30 der RL 2000/31 lEG v. 8.6.2000 über bestimmte rechtliche 

Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Ge-


